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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 14. November 1962 

3 — 68000 — 3315/62 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Europäische Wirtschaftsgemeinschaft; 

hier: Unterrichtung der gesetzgebenden Körpersdiaf- 
ten gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 
27. Juli 1957 zum EWG-Vertrag 

Als Anlage übersende ich gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes 
zu den Verträgen vom 25. März 1957 zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atom- 
gemeinschaft vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. II S. 753) 

a) den Vorschlag der Kommission der EWG für eine Richtlinie 
zur Aufhebung der Reise- und Aufenthaltsbeschränkungen 
für Staatsangehörige der Mitgliedstaaten innerhalb der Ge- 
meinschaft im Rahmen der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs; 

b) den Vorschlag der Kommission der EWG für eine Richtlinie 
zur Koordinierung der Sondervorschriften für die Einreise 
und den Aufenthalt von Ausländern, soweit sie aus Grün- 
den der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und Gesundheit 
gerechtfertigt sind; 

c) eine Aufzeichnung der Bundesminister des Innern und für 
Wirtschaft zu diesen beiden Vorschlägen. 

Der Rat der EWG hat gemäß Artikel 54 Abs. 2 des EWG-Ver- 
trages beschlossen, das Europäische Parlament und den Wirt- 
schafts- und Sozialausschuß anzuhören. Von der Dauer des An- 
hörungsverfahrens hängt ab, wann er sich mit den Vorschlägen 
befassen wird. Es kann damit gerechnet werden, daß er etwa 
im November oder Dezember dieses Jahres beschließen wird. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Budidnickerel, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 621, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie 

des Rats zur Aufhebung der Reise- und Aufenthaltsbeschrän- 
kungen für Staatsangehörige der Mitgliedstaaten innerhalb der 
Gemeinschaft im Rahmen der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag, insbesondere auf die 
Artikel 54 und 63, gestützt auf die Allgemeinen 
Programme zur Aufhebung der Beschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs, insbesondere auf Titel II dieser Pro- 
gramme, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und SoziaT 
ausschusses, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments 
und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die im Vertrag vorgesehene Freizügigkeit der 
Personen erfordert die Aufhebung der Beschränkun- 
gen bei Reisen und beim Aufenthalt im Hoheitsge- 
biet der Mitgliedstaaten für Staatsangehörige, die 
sich in diesen Staaten niederlassen oder dort Dienst- 
leistungen erbringen wollen. 

In Titel II der obengenannten Allgemeinen Pro- 
gramme ist festgelegt, daß vor dem 1. Januar 1964 
die Vorschriften betreffend die Reisen und den Auf- 
enthalt von Personen geändert werden, für die die 
neuen Vorschriften ohne weiteres gelten sollen, so- 
weit die Tätigkeiten, die sie ausüben wollen, libera- 
lisiert sind. 

Die Liberalisierung der Niederlassung kann nur 
vollständig verwirklicht werden, wenn die Begün- 
stigten ein Recht auf unbefristeten Aufenthalt ha- 
ben; bei Dienstleistungen ist es unerläßlich, daß 
dem Leistungserbringer ein Aufenthaltsrecht so 
lange gewährleistet wird, wie es zur Erbringung der 
Leistung erforderlich ist. 

Die Beschränkungen, die aus Gründen der öffent- 
lichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit gerecht- 
fertigt sind, werden von dieser Richtlinie jedoch 
nicht berührt; Koordinierungsmaßnahmen auf die- 
sem Gebiet werden gemäß Artikel 56 Absatz 2 in 
einer besonderen Richtlinie festgelegt — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten heben nach Maßgabe dieser 
Richtlinie die Reise- und Aufenthaltsbeschränkun- 
gen auf: 


1. für Staatsangehörige der Mitgliedstaaten, die 

sich in einem anderen Mitgliedstaat niederlassen 
oder die dort Dienstleistungen erbringen wollen, 
um eine selbständige Tätigkeit auszuüben; 

2. für Staatsangehörige der Mitgliedstaaten, die 

über besondere berufliche Kenntnisse und Fer- 

tigkeiten verfügen oder eine Vertrauensstellung 
bekleiden und den Leistungserbringer begleiten 
oder die Leistung für dessen Rechnung erbrin- 
gen, wenn sie sich nicht länger als drei Monate 
aufhalten; 

3. für Staatsangehörige der Mitgliedstaaten, die 

sich als Empfänger einer Dienstleistung in einen 
anderen Mitgliedstaat begeben wollen; 

4. für den Ehegatten und die noch nicht einund- 
zwanzig Jahre alten Kinder der vorstehend ge- 
nannten Staatsangehörigen, die mit diesen in 
häuslicher Gemeinschaft leben, ohne Rücksicht 
auf ihre Staatsangehörigkeit. 

Artikel 2 

1. Jeder Mitgliedstaat gestattet den in Artikel 1 
genannten Personen bei Vorlage eines gültigen Per- 
sonalausweises oder Reisepasses die Einreise in 
sein Hoheitsgebiet. 

2. Der Sichtvermerkszwang wird für diese Perso- 
nen aufgehoben. An Stelle des Sichtvermerkszwan- 
ges darf keine andere gleichartige Verpflichtung 
eingeführt werden. 

Artikel 3 

1. Jeder Mitgliedstaat gewährt den Staatsangehö- 
rigen der anderen Mitgliedstaaten, die sich in sei- 
nem Hoheitsgebiet niederlassen, ein Recht auf unbe- 
fristeten Aufenthalt. 

Zum Nachweis dieses Rechts erteilt er eine, im 
folgenden Aufenthaltserlaubnis genannte Beschei- 
nigung, die mindestens zehn Jahre gültig ist und 
ohne weiteres verlängert wird. 

2. Für Leistungserbringer und Personen mit beson- 
deren beruflichen Kenntnissen und Fertigkeiten, die 
eine Vertrauensstellung bekleiden und den Lei- 
stungserbringer begleiten oder die Leistung für des- 
sen Rechnung erbringen, sowie für Leistungsemp- 
fänger entspricht das Aufenthaltsrecht der Dauer 
der Leistung oder der Tätigkeit: 
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a) übersteigt diese Dauer beim Leistungserbringer 
oder Leistungsempfänger drei Monate, so stellt 
der Mitgliedstaat, in dem die Leistung erbracht 
wird, zum Nachweis dieses Rechts eine Aufent- 
haltserlaubnis aus; 

b) beträgt diese Dauer drei Monate oder weniger, 
so deckt der Personalausweis, rgit dem der Be- 
troffene in das Hoheitsgebiet eingereist ist, sei- 
nen Aufenthalt. Der Mitgliedstaat kann aller- 
dings von dem Betroffenen eine Anmeldung bei 
der Ankunft verlangen; er erhält auf Antrag 
eine Bescheinigung über seine Eigenschaft und 
die sich daraus ergebenden Rechte. 

3. Das Aufenthaltsrecht für Familienangehörige i 
richtet sich nach demjenigen Staatsangehörigen, der 
für sie unterhaltspflichtig ist. 

A r t i k e 1 4 ' 

Vorbehaltlich individueller Maßnahmen aus , 
Gründen der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit 
gilt die Aufenthaltserlaubnis für das gesamte Ho- 
heitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaates. 

I 

Artikel 5 

Der Mitgliedstaat kann zur Erteilung der Aufent- 
haltserlaubnis lediglich verlangen, daß der Antrag- [ 
Steller die nachstehenden Unterlagen vorlegt: 

1. den Ausweis, mit dem der Antragsteller in das 
Hoheitsgebiet eingereist ist; 

2. den Nachweis, daß er in der Lage ist, entspre- 
chend dem Vertrag eine Tätigkeit auszuüben, 
die zu einem Aufenthalt von mehr als drei Mo- 
naten in dem Hoheitsgebiet führen kann. Diese 
Bestimmung gilt nicht für Familienangehörige. 

A r t i k e 1 6 

1. Jeder Mitgliedstaat erteilt und verlängert ent- 
sprechend seinen Rechtsvorschriften seinen in Arti- 
kel 1 genannten Staatsangehörigen einen Reisepaß 
oder einen Personalausweis, der insbesondere ihre ^ 
Staatsangehörigkeit angibt und ihnen die freie Aus- | 
und Wiedereinreise gestattet. 

2. Der Reisepaß muß zumindest für alle Mitglied- 
staaten und die unmittelbar zwischen den Mitglied- 
staaten liegenden Durchreiseländer gelten. Ist die 


Ausreise nur mit dem Reisepaß statthaft, so muß 
dieser mindestens fünf Jahre gültig sein. 

Artikel 7 

Die Erteilung und Verlängerung einer Aufent- 
haltserlaubnis, eines Reisepasses oder eines Perso- 
nalausweises auf Grund dieser Richtlinie erfolgen 
unentgeltlich oder gegen Entrichtung eines Betrags, 
der die Verwaltungskosten nicht übersteigen darf. 
Dies gilt auch für Urkunden und Bescheinigungen, 
die für die Erteilung oder Verlängerung dieser Aus- 
weise und Genehmigungen notwendig sind. 

Artikel 8 

1. Jeder Mitgliedstaat darf die Einreise in sein Ho- 
heitsgebiet nur aus Gründen der öffentlichen Ord- 
nung, Sicherheit oder Gesundheit verweigern. 

2. Jeder Mitgliedstaat darf die Erteilung der Auf- 
enthaltserlaubnis nur aus Gründen der öffentlichen 
Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit oder — mit 
Ausnahme der Familienangehörigen — bei Nicht- 
ausübung einer Tätigkeit in dem Hoheitsgebiet ver- 
weigern. 

3. Während der Gültigkeitsdauer der Aufenthalts- 
erlaubnis ist ihr Entzug oder eine Ausweisung nur 
aus Gründen der öffentlichen Ordnung oder Sicher- 
heit zulässig. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten treffen vor dem 1. Januar 
1964 die erforderlichen Maßnahmen, um dieser 
Richtlinie nachzukommen; sie unterrichten hierüber 
unverzüglich die Kommission. 

Artikel 10 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 

Geschehen zu am . . . 

Im Namen des Rats 
Der Präsident 

NB Nach Artikel 191 des Vertrages werden die Richt- 
linien durch ihre Bekanntgabe an diejenigen, für 
die sie bestimmt sind, wirksam. 
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Vorschlag einer Richtlinie 

des Rates zur Koordinierung der Sondervorschriften für die 
Einreise und den Aufenthalt von Ausländern, soweit sie aus 
Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und Gesundheit 

gerechtfertigt sind 
(Artikel 56) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag, insbesondere auf Arti- 
kel 56 Absatz 2, 

gestützt auf die (im Amtsblatt vom 26. August 
1961 veröffentlichte) Verordnung Nr. 15 des Rates 
über die ersten Maßnahmen zur Herstellung der 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Ge- 
meinschaft, insbesondere auf Artikel 47, 

gestützt auf die (im Amtsblatt vom 13. Dezember 
1961 veröffentlichte) Richtlinie des Rats vom 
16. August 1961 betreffend die Verwaltungsverfah- 
ren und -Praktiken für die Aufnahme, die Beschäfti- 
gung und den Aufenthalt der Arbeitnehmer eines 
Mitgliedstaates und ihrer Familienangehörigen in 
den anderen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft, 

gestützt auf die Allgemeinen Programme zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs, ins- 
besondere auf Abschnitt II, 

gestützt auf die (im Amtsblatt vom . . . veröffent- 
lichte) Richtlinie des Rats vom . . . zur Aufhebung 
der Einreise- und Aufenthaltsbeschränkungen für 
Angehörige eines Mitgliedstaates durch die anderen 
Mitgliedstaaten, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments 
und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften, die für ausländische Staatsangehörige 
eine Sonderregelung vorsehen und aus Gründen der 
öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit 
gerechtfertigt sind, hat insbesondere das Ziel, die 
Vorschriften des innerstaatlichen Rechts der Mit- 
gliedstaaten, die aus diesen Gründen die freie Ein- 
reise und den freien Aufenthalt der Staatsange- 
hörigen anderer Mitgliedstaaten in Frage stellen 
können, einander anzugleichen. 

Die vorerwähnten Vorschriften des innerstaat- 
lichen Rechts betreffen durchweg alle Ausländer, so 
daß sich ihre Koordinierung gegenüber allen Ange- 
hörigen von Mitgliedstaaten auswirken muß, die 
innerhalb der Gemeinschaft den Wohnort wechseln, i 
um eine, wie immer geartete, wirtschaftliche Tätig- | 


keit als Selbständige oder Unselbständige auszu- 
üben oder Dienstleistungen entgegenzunehmen. 

Die Koordinierung dieser Vorschriften des inner- 
staatlichen Rechts setzt voraus, daß alle wesent- 
lichen Abweichungen hinsichtlich des Inhalts der 
Begriffe „öffentliche Ordnung, öffentliche Sicherheit 
und öffentliche Gesundheit" beseitigt werden; sie 
setzt zugleich eine Annäherung der Verfahren vor- 
aus, die in den Mitgliedstaaten zur Berücksichtigung 
von Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit 
oder Gesundheit gegen die Einreise und den Aufent- 
halt von Angehörigen anderer Mitgliedstaaten füh- 
ren. 

Eine Definition der Begriffe „öffentliche Ord- 
nung" und „öffentliche Sicherheit" ist jedoch gegen- 
wärtig auf Gemeinschaftsebene noch schwieriger zu 
finden als auf einzelstaatlicher Ebene; gleichwohl ist 
eine Abgrenzung dieser Begriffe bereits jetzt mög- 
lich. 

Bei den Krankheiten und Gebrechen, die die 
öffentliche Gesundheit, Ordnung und Sicherheit ge- 
fährden können, hätte eine vollständige Aufzäh- 
lung wenig praktischen Wert und wäre kaum er- 
schöpfend; es empfiehlt sich daher, die Krankheiten 
zu Gruppen zusammenzufassen, ohne sie im einzel- 
nen aufzuzählen. 

Die einzelnen Arten von Krankheiten in diesen 
Gruppen müssen jedoch genau genug umschrieben 
werden, damit bei jedem Einzelfall angesichts der 
Tatsache, daß im Seuchenbild der sechs Länder der 
Gemeinschaft keine wesentlichen Unterschiede be- 
stehen, objektiv festgestellt werden kann, ob eine 
tatsächliche und unmittelbare Gefahr vorliegt, die 
den Einspruch eines Mitgliedstaats gegen die Ein- 
reise und den Aufenthalt eines Staatsangehörigen 
eines anderen Mitgliedstaats und seiner Familien- 
angehörigen in sein Hoheitsgebiet rechtfertigen 
kann, und damit die volle Gewähr für die Beachtung 
der wichtigsten Erfordernisse der öffentlichen Ge- 
sundheit sowie der öffentlichen Ordnung und Sicher- 
heit gegeben ist. 

I Die dieser Richtlinie beigefügte Liste der Krank- 
heiten und Gebrechen tritt an die Stelle der in 
Artikel 47 der Verordnung Nr. 15 vorgesehenen 
Liste — 

I HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 
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Artikel 1 

Diese Richtlinie gilt für Angehörige von Mitglied- 
staaten, die innerhalb der Gemeinschaft den Wohn- 
ort wechseln, um eine wirtschaftliche Tätigkeit als 
Selbständige oder Unselbständige auszuüben oder 
um Dienstleistungen entgegenzunehmen. 

Artikel 2 

1. Gründe der öffentlichen Ordnung oder Sicher- 
heit dürfen nicht zu wirtschaftlichen Zwecken ver- 
wendet werden. 

2. Sie dürfen sich ausschließlich auf das Verhalten 
der durch eine Entscheidung nach Artikel 7 betrof- 
fenen Einzelperson beziehen. 

3. Die Gründe der öffentlichen Ordnung oder 
Sicherheit müssen besonders schwerwiegender Na- 
tur sein. 

Strafrechtliche Verurteilungen als solche gelten 
nicht schon als Gründe der öffentlichen Ordnung 
oder Sicherheit. 

Artikel 3 

Wird der Personalausweis, der die Einreise in das 
Aufnahmeland und die Erteilung der Aufenthalts- 
genehmigung durch dieses ermöglicht hat, ungültig, 
so ist dies kein Grund der öffentlichen Ordnung 
oder Sicherheit, um den Widerruf der Aufenthalts- 
genehmigung oder eine Ausweisung zu rechtferti- 
gen. 

Der Staat, der den Personalausweis ausgestellt 
hat, läßt den Inhaber des Personalausweises ohne 
weiteres wieder einreisen, auch wenn der Personal- 
ausweis ungültig geworden ist oder die Staatsange- 
hörigkeit des Inhabers angezweifelt wird. 

Artikel 4 

Die Einreise oder die Erteilung der ersten Auf- 
enthaltsgenehmigung können aus Gründen der 
öffentlichen Gesundheit, Ordnung oder Sicherheit 
nur bei Vorliegen der in der Anlage aufgeführten 
Krankheiten und Gebrechen verweigert werden. 

Das Auftreten von Krankheiten oder Gebrechen 
nach der Erteilung der ersten Aufenthaltsgenehmi- 
gung ist kein Grund der öffentlichen Gesundheit, 
Sicherheit oder Ordnung, der die Verweigerung einer 
Verlängerung, den Widerruf der Aufenthaltsgeneh- 
migung oder eine Ausweisung rechtfertigen könnte. 

Artikel 5 

Die Verweigerung der ersten Aufenthaltsgehmi- 
gung aus Gründen der Öffentlichen Ordnung, Sicher- 
heit oder Gesundheit muß innerhalb von drei Mo- 
naten nach der Antragstellung ausgesprochen wer- 
den. 

Bis zur Entscheidung über die Aufenthaltsgeneh- 
migung kann sich der Betroffene auf jeden Fall vor- 
läufig im Aufenthaltsland aufhalten. 

Artikel 6 

Die Gründe der Öffentlichen Ordnung, Sicherheit 
oder Gesundheit sind dem Betroffenen bekanntzu- 


geben, es sei denn, daß Gründe der staatlichen 
Sicherheit entgegenstehen. 

Artikel 7 

Gegen die Entscheidung, durch welche die Ertei- 
lung oder die Verlängerung der Aufenthaltsgeneh- 
migung verweigert wird, oder gegen die Auswei- 
sung muß der Betroffene zumindest die gleichen 
Rechtsmittel einlegen können, die Inländern gegen- 
über Verwaltungsakten zustehen. 

Artikel 8 

1. Sofern ein Rechtsmittel nicht gegeben ist oder 
wenn die Rechtsmittel nur die Gesetzmäßigkeit der 
Entscheidung betreffen oder wenn sie keine auf- 
schiebende Wirkung haben, kann die Verwaltungs- 
behörde diese Entscheidung erst dann trefffen, wenn 
ihr die Stellungnahme einer zuständigen Stelle des 
Aufnahmelandes vorliegt. Der Betroffene darf sich 
vor dieser Stelle entsprechend den landesrecht- 
lichen Vorschriften verteidigen und sich unterstüt- 
zen oder vertreten lassen. 

Diese zuständige Stelle darf nicht mit der Ver- 
waltungsbehörde identisch sein, welche die Ertei- 
lung oder die Verlängerung der Aufenthaltsgeneh- 
migung verweigert oder die Ausweisung anordnet. 

2. Abgesehen von Dringlichkeitsfällen wird die 
Entscheidung mit Begründung vor ihrer Vollstrek- 
kung der diplomatischen oder konsularischen Ver- 
tretung des Heimatstaates bekanntgegeben. 

Artikel 9 

Die Richtlinie des Rats vom . . . betreffend die 
Aufstellung einer gemeinsamen Liste der Krank- 
heiten und Gebrechen, die einen Mitgliedstaat dazu 
berechtigen, einem Arbeitnehmer, der die Staatsan- 
gehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates besitzt, 
und dessen Familienangehörigen die Aufnahme zu 
verweigern, wird hiermit aufgehoben. 

Artikel 10 

1. Vor dem 1. Januar 1964 treffen die Mitglied- 
staaten die erforderlichen Maßnahmen, um sich die- 
ser Richtlinie anzupassen; sie unterrichten hiervon 
unverzüglich die Kommission. 

2. Die Mitgliedstaaten unterrrichten die Kommis- 
sion so rechtzeitig über die von ihnen auf den unter 
diese Richtlinie fallenden Gebieten geplanten neuen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, daß sie hier- 
zu Stellung nehmen kann. 

Artikel 11 

Diese Richtlinie ist an alle Miitgliedstaaten ge- 
richtet. 

Geschehen zu Brüssel am 
Im Namen des Rates 

Der Präsident 

NB Nach Artikel 191 des Vertrages werden die Richt- 
linien durch ihre Bekanntgabe an diejenigen, an 
die sie gerichtet sind, wirksam. 
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Anlage zur Richtlinie 

zur Koordinierung der Sondervorschriften für die Einreise 
und den Aufenthalt von Ausländern 
(Artikel 56 Absatz 2) 


A. Krankheiten und Gebrechen, welche die öffent- 
liche Gesundheit gefährden können 

übertragbare Krankheiten: 

— Quarantänepflichtige Krankheiten, die in den 
Gesundheitsvorschriften Nr. 2 vom 25. Mai 
1951 der Weltgesundheitsorganisation ge- 
nannt sind, 

— aktive oder fortschreitende Lungentuberku- 
lose, 

— Syphilis, 

— andere übertragbare Krankheiten 


B. Krankheiten und Gebrechen, welche die öffent- 
liche Ordnung oder Sicherheit gefährden können 

1. Suchtkrankheiten 

2. Offensichtliche Psychosen mit Erregungszu- 
ständen, mit Fieberzuständen oder Sinnes- 
täuschungen und mit Verwirrungszuständen 
und offensichtlichen massiven geistigen und 
seelischen Störungen 
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Aufzeichnung der Bundesminister des Innern und für Wirtschaft zu den 

Vorschlägen der Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

betreffend 

a) Richtlinie zur Aufhebung der Reise- und Aufenthaltsbeschränkungen 
für Staatsangehörige der Mitgliedstaaten innerhalb der Gemeinschaft 
im Rahmen der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungs- 
verkehrs 

b) Richtlinie zur Koordinierung der Sondervorschriften für die Einreise 
und den Aufenthalt von Ausländern, soweit sie aus Gründen der 
öffentlichen Ordnung, Sicherheit und Gesundheit gerechtfertigt sind 


Nach den Artikeln 52 ff. und 59 ff. EWG-Vertrag 
sind die Mitgliedstaaten zur Aufhebung der Be- 
schränkungen der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs verpflichtet. Die 
Durchführung dieser Bestimmungen, wonach die 
Mitgliedstaaten vor allem ihren Angehörigen und 
Gesellschaften bei der Ausübung selbständiger Be- 
rufstätigkeiten gegenseitig Inländerbehandlung zu 
gewähren haben, ist in den allgemeinen Programmen 
zur Aufhebung der Beschränkungen der Niederlas- 
sungsfreiheit und des freien Dienstleistungsver- 
kehrs (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
1962 S. 32 ff., S. 36 ff; nachgedruckt im Bundesan- 
zeiger Nr. 28 vom 9. Februar 1962) näher konkre- 
tisiert worden. Für die Einreise und den Aufenthalt 
der Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten ist in 
den Programmen eine Abänderung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften vorgesehen, soweit sie 
nicht aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicher- 
heit oder Gesundheit gerechtfertigt sind. Insbeson- 
dere sollen die Vorschriften beseitigt werden, 
welche die Einreise und den Aufenthalt aus wirt- 
schaftlichen Gründen behindern. Zur Verwirk- 
lichung dieser Regelung legt die Kommission dem 
Rat der EWG nunmehr Richtlinien vor. 

In der Richtlinie über die Aufhebung der Beschrän- 
kungen wird zunächst der Personenkreis umschrie- 
ben; begünstigt sind die näher bezeichneten Staats- 
angehörigen der Mitgliedstaaten und ihre Familien- 
angehörigen gleich welcher Staatsangehörigkeit. 
Die Richtlinie soll im wesentlichen nur für Personen 
gelten, die eine selbständige Tätigkeit ausüben; dar- 
über hinaus gilt sie vor allem für solche Personen, 
die über besondere berufliche Kenntnisse und Fer- 
tigkeiten verfügen oder eine Vertrauensstellung be- 
kleiden und den Erbringer einer Dienstleistung be- 
gleiten oder die Leistung für seine Rechnung er- 
bringen, wenn sie sich nicht länger als drei Monate 


aufhalten. Die Vorlage eines gültigen Personalaus- 
weises oder Reisepasses soll zur Einreise ausrei- 
chen; der Sichtvermerkszwang soll aufgehoben wer- 
den. Der Aufenthalt der Staatsangehörigen der Mit- 
gliedstaaten, die sich in anderen Mitgliedstaaten 
niederlassen, soll unbefristet gestattet sein und auch 
nicht örtlich beschränkt werden. Neben weiteren 
Regelungen, die vor allem das Verfahren erleich- 
tern sollen, soll in der Richtlinie ausdrücklich fest- 
gelegt werden, daß die Einreise nur aus Gründen 
der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesund- 
heit verweigert werden darf. 

In der von der Kommission weiter vorgeschlagenen 
Koordinierungsrichtlinie wird versucht, die Gründe 
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit näher ab- 
zugrenzen. Diese Richtlinie soll nach dem Vorschlag 
der Kommission für Selbständige und Unselbstän- 
dige gelten. Danach sollen Gründe der öffentlichen 
Ordnung nicht zur Verfolgung wirtschaftlicher Ziele 
geltend gemacht werden. Die Gründe dürfen sich 
nach dem Vorschlag ausschließlich auf das Verhal- 
ten einer Einzelperson beziehen und müssen beson- 
ders schwerwiegender Natur sein. Gründe der 
öffentlichen Gesundheit können nur dann geltend ge- 
macht werden, wenn eine der in der Anlage zur 
Richtlinie aufgeführten Krankheiten oder Gebrechen 
vorliegt. Unter den restlichen Bestimmungen des 
Vorschlags kommt für einige Mitgliedstaaten vor 
allem der Regelung Bedeutung zu, daß den Betrof- 
fenen die gleichen Rechtsmittel zustehen müssen wie 
Inländern gegenüber Verwaltungsakten und daß das 
Rechtsmittelverfahren gewissen Mindesterfordernis- 
sen entsprechen muß. 

Gegen Einzelheiten der Vorschläge bestehen Be- 
denken. Die Bundesregierung behält sich vor, hierzu 
bei den Beratungen in den Ausschüssen Stellung zu 
nehmen. 
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